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3 1 8 . Kundmachung: Kündigung der Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Finanzen der
Republik Österreich und dem Minister für Nationalökonomie des Königreiches
Griechenland über die Anerkennung von Bestätigungen der Handels- und In-
dustriekammern Griechenlands in Ursprungszeugnissen, die für die Anwendung
der Vorzugszölle nach dem österreichischen Präferenzzollgesetz erforderlich
sind

3 1 9 . Vereinbarung zwischen dem Verkehrsminister des Königreiches Belgien und dem Bundesmini-
ster für Verkehr der Republik Österreich gemäß Rn. 10602 des ADR betreffend
die Beförderung in kubischen Tankcontainern aus Metall mit einem Fassungs-
raum von 0,25 m3 bis 3 m3

3 2 0 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Republik
Panama über die Aufhebung der Sichtvermerkspflicht

3 1 8 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 1. Juli 1981 betreffend die Kün-
digung der Vereinbarung zwischen dem Bun-
desminister für Finanzen der Republik Öster-
reich und dem Minister für Nationalöko-
nomie des Königreiches Griechenland über
die Anerkennung von Bestätigungen der
Handels- und Industriekammern Griechen-
lands in Ursprungszeugnissen, die für die An-
wendung der Vorzugszölle nach dem österrei-
chischen Präferenzzollgesetz erforderlich sind

Die Vereinbarung zwischen dem Bundesmini-
ster für Finanzen der Republik Österreich und

dem Minister für Nationalökonomie des König-
reiches Griechenland über die Anerkennung von
Bestätigunigen der Handels- und Industriekam-
mern. Griechenlands in Ursprungszeugnissen, die
für die Anwendung der Vorzugszölle nach dem
Österreichischen Präferenzzollgesetz, BGBl.
Nr. 479/1972, erforderlich sind, wurde gemäß
ihrem Artikel 6 Absatz 2 am 4. Mai 1981 von
Österreich gekündigt und tritt gemäß derselben
Bestimmung am 1. Jänner 1982 außer Kraft.

Kreisky

319.
(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g
zwischen dem Verkehrsminister des König-
reiches Belgien und dem Bundesminister für
Verkehr der Republik Österreich gemäß
Rn. 10602 des ADR betreffend die Beförde-
rung in kubischen Tankcontainern aus Metall
mit einem Fassungsraum von 0,25 m3 bis 3 m3

In Abweichung von den Rn. 212.100, 212.127
(1), 212.127 (4), 212.131 und 212.133 des Euro-
päischen Übereinkommens über die internationale
Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße
(ADR) können kubische Tankcontainer aus
Metall verwendet werden, wenn die folgenden
Bedingungen erfüllt sind:

1. Begriffsbestimmung
bei der Abweichung dieser Abweichung ist
unter kubischen Tankcontainern zu ver-
stehen:
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1.1. jeder Container aus Metall mit recht-
eckigem oder quadratischem Querschnitt
und einem Fassungsraum von 0,45 m3

bis 3 m3.
1.2. jedes Gefäß aus Metall mit rechteckigem

oder quadratischem Querschnitt und einem
[Fassungsraum von 0,25 m3 bis 0,45 m3.

2. Anwendungsbereich

Kubische Tankcontainer können für die
Beförderung gefährlicher Stoffe verwendet
werden, deren Dampfspannung bei 50° C
1,1 Bar (absoluter Druck) nicht übersteigt.

3. Wandstärke

3.1. Für kubische Tankcontainer aus Baustahl,
als Bezugsstahl, mit einer Mindestzugfe-
stigkeit zwischen 37 und 44 kg/mm2 und
einer Mindestbruchdehnung bei Zug von
27%, gelten folgende Mindestwandstär-
ken:
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3.2. die unter Punkt 3.1 genannte Mindest-
wandstärke kann bei anderen Werkstoffen
als dem als Bezugsstahl genommenen Bau-
stahl mit Hilfe der folgenden Gleichung
abgeändert werden:

3.3. hinsichtlich der Anwendung von
Punkt 3.1 sind unter „geschützte kubische
Tankcontainer" solche Container zu vor-
stehen, die mit einem zusätzlichen Schutz
gegen Stöße versehen sind, wie zB einem
Rahmen, einer Doppelwand, einer Sand-
wichbauwase, einer Gitterbox.

4. Ausrüstungsteile und ihr Schutz

4.1. abweichend von den Vorschriften der
Rn. 212.131 können die innere Absperr-
vorrichtung durch einen möglichst nahe
dem Boden des kubischen Tankcontainers
angebrachten Schieber und der zweite, am
Ende der Rohrleitung befindliche Umfüll-
schieber durch einen Blindflansch, einen
Schraubverschluß oder einen Schnellver-
schluß ersetzt werden.

4.2. abweichend von den Vorschriften der
Rn. 212.133 ist das Vorhandensein einer
automatischen Entlüftungsrvorrichtung bei
kubischen Tankcontainern nicht zwingend
vorgeschrieben.

4.3. die Ausrüstungsteile kubischer Tamkcon-
tainer sind derart anzubringen, daß sie
durch den Rahmen des kubischen Tank-
containers oder durch Elemente, die die
Ausrüstungsteile des kubischen Tankcon-
tainers vor dem Abreissen unter dem Ein-
fluß äußerer Beanspruchung bei der Beför-
derung oder bei der Handhabung schüt-
zen, vor Stößen geschützt sind.

4.4. die Stellung und/oder die Schließrichtung
der Schieber muß eindeutig ersichtlich
sein.
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5. Zulassung des Baumusters

5.1. Neben den in Rn. 212.140 vorgesehenen
Prüfungen muß jede zur Zulassung einge-
reichte neue Type eines kubischen Tank-
containers den im folgenden beschriebenen
Prüfungen unterzogen werden:

5.1 1. einer Fallprüfung von einer Höhe von
1,20 m auf den empfindlichsten Teil des
kubischen Tankcontainers. Der Container
muß dabei zu 98% seines nominellen Fas-
sungsraumes mit einem Stoff gleicher oder
höherer Dichte als jener des zu befördern-
den Stoffes gefüllt sein. Das Prüfungser-
gebnis ist zufriedenstellend, wenn es inner-
halb der ersten fünf Minuten nach dem
Fall zu keinem. Ausfließen des Stoffes
kommt.

5.1.2. einer 10 Minuten dauernden Wasserdruck-
prüfung mit 2 Bar. Das Ergebnis der Prü-
fung ist zufriedenstellend, wenn der Con-
tainer nach der Prüfung dicht bleibt. Bei
kubischen Tankcontainern, die zur Beför-
derung staubförmiger oder körniger Stoffe
bestimmt sind und nicht unter Druck ge-
füllt oder entleert werden, wird die Was-
serdruckprüfung durch eine Dichtheitsprü-
fung mit 0,2 Bar ersetzt.

5.2. diese Zulassung umfaßt auch kubische
Tankcontainer, deren Fassungsraum und
Höhe geringer sind als jene des zugelas-
senen kubischen Tankcontainers, sofern die
Baumerkmale, wie Art des Werkstoffes,
Wandstärken, Querschnitt und Herstel-
lungsverfahren, denen des zugelassenen
kubischen Tankcontainers entsprechen und
der Container der gleichen Type angehört
wie der zugelassene kubische Tankcontai-
ner, und dem gleichen Verwendungszweck
dient.

6. Prüfungen

Vor ihrer Inbetriebnahme und anschlie-
ßend bei den wiederkehrenden Prüfungen
sind die kubischen Tankcontainer den in
den Rn. 212.150 und 212.151 angeführten
Überprüfungen zu unterziehen.

6.1. Bei kubischen Tankcontainern, die zur
Beförderung von Flüssigkeiten bestimmt
sind, hat die Druckprüfung mit einem
Druck zu erfolgen, der das 1,3fache des
Dampfdruckes des zu befördernden Stoffes
bei 50° C (absoluter Wert) vermindert
um 1 Bar, beträgt.
Dieser Prüf druck muß jedoch das Doppelte
des statischen Drucks der zu befördernden
Flüssigkeit und nicht weniger als das Dop-
pelte des statischen Drucks von Wasser
betragen; oder mindestens den 1,3fachen
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Wert des Betriebsüberdrucks bei der unter
Druck erfolgenden Füllung oder Umfül-
lung. Bei dieser Prüfung darf der kubische
Tankcontainer keine bleibende Verfor-
mung erfahren.

6.2. Bei kubischen Tankcontainern zur Beför-
derung staubfönmiger oder körniger Stoffe
muß die Druckprobe bei einem Druck er-
folgen, der das 1,3fache des Betriebsüber-
drucks bei der unter Druck erfolgenden
Füllung oder Umfüllung beträgt. Wird
der kubische Tankcontainer nicht unter
Druck beladen oder entladen, tritt an die
Stelle der Druckprüfung eine Dichtheits-
prüfung mit 0,2 Bar.

7. Verwendung

Die nachstehenden Stoffe, deren Dampf-
druck bei 50° C 1,1 Bar nicht übersteigt,
können in kubischen Tankcontainern be-
fördert werden.

Stoffliste
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8. Allgemeine Bedingungen

Die übrigen auf diesem Gebiet geltenden
Vorschriften des ADR sind weiterhin
anzuwenden, und insbesondere bleibt die
Entleerung durch Schwerkraft für die
Klasse 6.1 verboten.

9. Beförderungspapier

Außer den vorschriftsmäßigen Angaben
hat der Absender den folgenden zusätz-
lichen Vermerk in das Beförderungspapier
einzutragen: „Nach Rn. 10.602 des ADR
vereinbarte Beförderung."

10. Gültigkeit

Diese Vereinbarung gilt für Beförderun-
gen zwischen Belgien und Österreich.

11. Inkrafttreten

Durch diese Vereinbarung wird die am
5. März 1979 von Belgien und am 9. Juli
1979 von Österreich unterzeichnete Ver-
einbarung *), Ordnungszahl ONU 838,
aufgehoben und ersetzt.

Brüssel, am 30. 10. 1980

Die für das ADR zuständige belgische Behörde:

P. Nicolas

Verwaltungsdirektor

Wien, 1981 04 27

Für den Bundesminister für Verkehr der Re-
publik Österreich:

Hehenberger

Kreisky

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 405/1979

320.

A b k o m m e n
zwischen der Österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung der Republik Pa-
nama über die Aufhebung der Sichtvermerks-

pflicht

Artikel 1

Österreichische oder panamenische Staatsbür-
ger, sofern sie Inhaber gültiger, von den zustän-
digen Behörden ihres Staates ausgestellter Reise-
pässe sind, dürfen sichtvermerksfrei zu einem
nicht Erwerbszwecken dienenden Aufenthalt in
das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates
einreisen und sich dort drei Monate aufhaken.
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Artikel 2

(1) Inhaber österreichischer oder panamenischer
Diplomatenpässe oder Dienstpässe, die Mitglieder
der diplomatischen Mission oder einer konsulari-
schen Vertretung des einen Vertragsstaates im
Gebiet des anderen Vertragsstaates oder Vertreter
des einen Vertragsstaates bei einer 'internationalen
Organisation sind, die ihren Sitz im Gebiet des
anderen Vertragsstaates hat, oder einer solchen
Organisation als Beamte angehören, dürfen sich
für die Dauer ihrer Dienstverwendung im Gebiet
des anderen Vertragsstaates ohne Sichtvermerk
aufhalten.

(2) Für die Dauer der Dienstverwendung der
im Absatz 1 angeführten Personen dürfen sich
auch deren mit ihnen im gemeinsamen Haushalt
lebende Familienangehörige im Gebiet des ande-
ren Vertragsstaates ohne Sichtvermerk aufhalten,
wenn sie selbst Inhaber österreichischer oder
panamenischer Diplomaten-, Dienst- oder ge-
wöhnlicher Reisepässe sind.

Artikel 3

Dieses Abkommen befreit panamenische und
österreichische Staatsbürger, die nach Österreich
bzw. nach Panama einreisen, nicht von der Ver-
pflichtung, die sonstigen geltenden österreichi-
schen bzw. panamenischen Gesetze und Vorschrif-
ten hinsichtlich der Einreise und des Aufenthalts
von Fremden einzuhalten.

Artikel 4

Die Vertragsstaaten behalten sich das Recht
vor, Personen, die säe als unerwünscht ansehen,
die Einreise in ihr Hoheitsgebiet oder den Auf-
enthalt in demselben zu verweigern.

Artikel 5

Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, eine Per-
son, der auf Grund eines in Artikel 1 dieses Ab-
kommens erwähnten gültigen Reisepasses die
sichtvermerksfreie Einreise in das Gebiet des
anderen Vertragsstaates gestattet worden ist, über
Ersuchen des anderen Vertragsstaates zurückzu-
nehmen, auch wenn sie nicht die Staatsbürger-
schaft des Staates besitzen sollte, der den Reisepaß
ausgestellt hat.

Artikel 6

Jeder Vertragsstaat kann die Anwendung dieses
Abkommens aus Gründen der öffentlichen Sicher-
heit, Ordnung oder Gesundheit vorübergehend
ganz oder teilweise, jedoch mit Ausnahme des
Artikels 5, aussetzen. Einführung und Aufhe-
bung dieser Maßnahmen sind dem anderen Ver-
tragsstaat unverzüglich auf diplomatischem Wege
schriftlich mitzuteilen.
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Artikel 7

(1) Dieses Abkommen tritt drei Monate nach
Unterzeichnung in Kraft.

(2) Dieses Abkommen ist jederzeit kündbar
und tritt drei Monate nach Einlangen der auf
diplomatischem Wege schriftlich vorzunehmen-
den Kündigung beim anderen Vertragsstaat außer
Kraft.

GESCHEHEN zu Wien, am 3. Juni 1981 in
zwei Urschriften, jede in deutscher und spanischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen
authentisch sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Agstner m. p.

Für die Regierung der Republik Panama:

Koref m. p.

Das vorstehende Abkommen tritt gemäß seinem Art. 7 am 3. September 1981 in Kraft.

Kreisky


